
FDP Rödermark

DEN BÜRGER/-INNEN WIRD WEITER KRÄFTIG IN
DIE TASCHE GEGRIFFEN!
10.03.2020

FDP: Den Bürger/-innen wird weiter kräftig in die Tasche gegriffen!

Liberale stellen fest:

Rödermarks Haushalt für 2020/2021 ist ein Dilemma.

Um mindestens 175 Prozentpunkte soll die Grundsteuer in Rödermark angehoben

werden, um das akute Haushaltsloch notdürftig zu stopfen. Der Griff in das Portemonnaie

der Bürger/-innen muss es also mal wieder richten. Getreu dem Motto: „Während jeder

Bürger seine Ausgaben den Einnahmen anpassen muss, passt die Stadt ihre Einnahmen

den Ausgaben durch Steuererhöhungen an. Eine solche Steuererhöhung ist eigentlich

immer die Glanzstunde der Opposition, um die Regierenden (hier in Rödermark: CDU und

AL/Grüne) massiv zu kritisieren und zugleich mit Verve und guten Argumenten gegen die

Mehrbelastung der Bürger/-innen zu protestieren.
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„Wir haben uns nach langen Beratungen entschieden, dies diesmal nicht in dieser Formzu

tun, „erklärt FDP-Fraktionsvorsitzender Tobias Kruger das Vorgehen der FDP. „Es sindin

den letzten 30 Jahren schwerwiegende Fehler gemacht worden. Es wurdebeispielsweise

auf teure Prestigeobjekte wie die Kulturhalle und das Badehaus gesetztund dabei die

Wirtschaftsförderung – und die damit verbundene, nachhaltige Anwerbungertragsstarker

Unternehmen – sträflich vernachlässigt. Doch diese Fehler der Ära Maurerund speziell

der Ära Kern lassen sich leider nicht mit einem Fingerschnipsen beseitigen.Die FDP

Rödermark hat daher schon vor der letzten Bürgermeisterwahl klar bekundet,dass der

neue Bürgermeister (egal welcher Couleur) es sehr schwer damit haben wird,Rödermark

zu gestalten, da er zuvorderst die Misere zu verwalten haben wird, die seinVorgänger ihm

hinterlassen hat. Finanzpolitisch war dessen Motto nämlich: mir hilft diegute Fee und nach

mir die Sintflut!

„Der Haushalt der Stadt Rödermark für 2020/2021 erscheint auf dem Papier nach der

Grundsteuererhöhung zu Lasten der Bürger erst einmal ausgeglichen. Doch machen wir

uns hier nichts vor: er enthält deutlich mehr Risiken als Chancen“, führt FDP-

Haushaltsexperte Dr. Rüdiger Werner weiter aus. „Die Corona-Krise zeigt, wie schnell

wirtschaftliche Verwerfungen auftreten können und wie schnell Steuerschätzungen sich

als viel zu optimistisch herausstellen können. Die Kosten für die Kinderbetreuung laufen

uns davon, weitere Erhöhungen der Standards und Betreuungsgarantien in Gesetzform

werden in den nächsten Jahren die heute schon von den Kommunen kaum noch zu

stemmenden Kosten weiter in die Höhe schnellen lassen. Der Kreis muss in den nächsten

Jahren die Schulumlage erhöhen, auch die Kreisumlage wir kaum konstant bleiben

können. Wie soll das alles ohne steigende Einnahmen finanziert werden? Wie sollen die

(erwartungsgemäß steigenden und stetig umfangreicher werdenden) städtischen

Pflichtaufgaben in den nächsten Jahren finanziert werden?“

„Die Frage, die sich am Ende stellt, ist doch die: was hätte die FDP in der politischen

Verantwortung anders gemacht? Hier gilt es ehrlich anzuerkennen, dass die realistischen

Möglichkeiten (unter Ausnahme der sehr „grausamen“ Kürzungsoptionen) objektiv sehr

begrenzt sind“, schließt Tobias Kruger die Stellungnahme der Freien Demokraten ab. „Wir

würden das Budget des Stadtfestes für den August etwas zusammenstreichen, ja, das ist

ein kleiner und nicht schöner Tropfen auf den heißen Stein, aber eingedenk des

geplanten kräftigen Griffs (Grundsteuererhöhung) der Stadt in das Portemonnaie der
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Bürger/-innen darf es aus Sicht der FDP-Fraktion Rödermark keine Denkverbote mehr

geben“.

Die FDP-Fraktion hat deshalb in einer völlig unorthodoxen und bisher noch nie in

Rödermark dagewesenen Weise in einem Haushaltsantrag „krass“ aufgelistet, was 

diesmal zum Doppelhaushalt 2020/2021 ausdrücklich NICHT beantragt wurde, um einmal

deutlich zu machen, was schon in ganz naher Zukunft zwingend notwendig (Stichwort:

„Grausamkeiten“) werden könnte, wenn Land und Bund nicht endlich einen deutlich

höheren Anteil an den gesetzlich verankerten (Kinder-)Betreuungskosten schultern

(Stichwort: „Wer bestellt, der bezahlt“ – „Konnexitätsprinzip“) werden.

Grundsätzlich gilt leider, dass die finanziellen Spielräume der Stadt Rödermark sehr

begrenzt sind. Die Grundsteuer lässt ich nicht beliebig erhöhen, also ginge es bei den

denkbaren Ausgabenkürzungen an das Eingemachte, also an die Dinge, die Rödermark

für seine Bürger liebens- und lebenswert machen. Kurz gesagt: „Grausamkeiten“:

Schließung von Kulturhalle, Badehaus, Kelterscheune, Büchereien und Schillerhaus,

Streichung aller freiwilligen Leistungen einschließlich der Vereinsförderung, Verzicht auf

jegliche dringend notwendige Straßensanierung, deutliche Erhöhung der Elternbeiträge

bei den Betreuungskosten, Beschluss einer Haushaltssperre und ein Einstellungsstopp für

eigentlich benötigtes Personal ...

Das alles gilt es zu verhindern.

Siehe auch.

»  Antrag: Haushaltsantrag 2020/2021
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